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Khmer-Rouge-Tribunal revisited:  
Meilenstein oder Mogelpackung? 
Jelka Mayr-Singer

Im Februar 2012 schloss das Khmer-Rouge-Tribunal 
seinen ersten Fall gegen den Leiter des Sicherheits-
gefängnisses S-21 Kaing Guek Eav alias Duch mit 
der Verhängung einer lebenslangen Freiheitsstrafe 
ab. Vorläufig sitzen nur noch zwei Personen aus der 
Führungsriege des Demokratischen Kampuchea auf 
der Anklagebank, aber die kambodschanische Re-
gierung unter Premierminister Hun Sen versucht, 
weitere Verfahren zu verhindern. Damit wird zwar 
nicht die hybride Strafgerichtsbarkeit als solche, 
sehr wohl aber das Modell der Außerordentlichen 
Kammern mit seiner starken Betonung der natio-
nalen Komponente in Frage gestellt.

Von einem »Meilenstein«1 war die Rede, als das 
Khmer-Rouge-Tribunal2 in Phnom Penh im Februar 
2012 sein erstes und bisher einziges Verfahren end-
gültig abschloss. Immerhin fand dieses Ereignis mehr 
als 30 Jahre nach dem Ende der Schreckensherr-
schaft des Pol-Pot-Regimes statt, dem innerhalb von 
knapp vier Jahren, zwischen April 1975 und Januar 
1979, mindestens 1,7 Millionen Menschen zum Op-
fer gefallen waren. Neben den vier ranghöchsten noch 
lebenden Personen aus der ehemaligen Führungsrie-
ge der Roten Khmer (Khmer Rouge) hatte sich der 
ehemalige Leiter des Foltergefängnisses S-21, Kaing 
Guek Eav, vor dem Tribunal, den so genannten Au-
ßerordentlichen Kammern (Extraordinary Chambers 
in the Courts of Cambodia – ECCC) zu verantwor-
ten. Für seine Verbrechen, die »zweifellos zu den 
schwersten in der schriftlich überlieferten Mensch-
heitsgeschichte«3 gehören, erhielt er die Höchststra-
fe, lebenslange Haft. Dennoch, ein bitterer Beige-
schmack haftet dem Khmer-Rouge-Tribunal auch 
nach diesem Urteil an. Zum einen sinkt die Bereit-
schaft der internationalen Gemeinschaft, das Tri-
bunal zu finanzieren, sodass akute Geldnot dessen 
Arbeit beeinträchtigt. Vor allem aber verhindert un-
verhohlene politische Einflussnahme der kambod-
schanischen Regierung auf den Gerichtshof, der von 
Anfang an mit dem Odium der Korruption belastet 
war, dass weitere Hauptverantwortliche belangt 
werden.

Als Hybridgericht sind die (in zwei Instanzen ein-
gerichteten) Außerordentlichen Kammern gemischt 
– allerdings mehrheitlich mit kambodschanischen 
Richtern – besetzt, wobei eine Entscheidung aber nur 
durch eine so genannte Supermehrheit (Supermajo-
rity), also mit Zustimmung wenigstens eines inter-
nationalen Richters, getroffen werden kann. Auch 
die Anklagebehörde wird von einem internationalen 

und einem nationalen Ankläger (den so genannten 
Ko-Anklägern) gemeinsam geleitet.

In personeller Hinsicht sind die Außerordentlichen 
Kammern für zwei Kategorien von Khmer-Rouge-
Funktionären zuständig: für den Führungskader des 
Demokratischen Kampuchea und für diejenigen, die 
für die Verbrechen des Pol-Pot-Regimes die Haupt-
verantwortung tragen.

Laufende Verfahren

In diese zweite Kategorie ist der Fall 001, das Ver-
fahren gegen Kaing Guek Eav alias ›Duch‹, einzu-
ordnen, der mit dem Urteil der Berufungskammer 
(Supreme Court Chamber) am 3. Februar 2012 sei-
nen endgültigen Abschluss fand.

›Duch‹

Das Hauptverfahren gegen den einstigen Leiter des 
berüchtigten Sicherheitszentrums S-21, wie die Ro-
ten Khmer Tuol Sleng, eines ihrer rund 200 Ge-
fängnisse nannten, hatte Ende März 2009 begon-
nen. In 72 Verhandlungstagen wurden 55 Zeugen 
gehört, darunter auch Angehörige der Opfer, die als 
Nebenkläger (Civil Parties)4 auftraten. Die Anhörun-
gen vor der erstinstanzlichen Verfahrenskammer (Tri-
al Chamber) endeten im November 2009 mit den 
Plädoyers der Nebenkläger, Ko-Ankläger, Ko-Ver-
teidiger und des Angeklagten. In seinem Schluss-
statement übernahm Duch, der während des Ver-
fahrens mehrfach Reue gezeigt und sich öffentlich 
entschuldigt hatte, die rechtliche und moralische Ver-
antwortung für die in S-21 begangenen unfassbaren 
Grausamkeiten. Er bestritt jedoch, ›hauptverantwort-
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lich‹ gewesen zu sein; er habe nur Befehle befolgt, 
plädierte auf Freispruch und bat um Freilassung. Am 
26. Juli 2010 verurteilte die Verfahrenskammer Kaing 
Guek Eav wegen Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit und Kriegsverbrechen zu 35 Jahren Haft.5 
Allerdings wurde die tatsächlich zu verbüßende 
Haftzeit auf 19 Jahre verkürzt, da Duch vor seiner 
Überstellung an die ECCC-Haftanstalt bereits mehr 
als acht Jahre ohne Verfahren, also unrechtmäßig, 
von einem kambodschanischen Militärgericht ge-
fangen gehalten worden war und zudem bereits ab-
gesessene Untersuchungshaftzeiten angerechnet wur-
den.

Gegen dieses – von vielen als zu milde empfundene 
– Urteil gegen Duch legten sowohl die Ko-Ankläger 
und der Angeklagte selbst, als auch einige Nebenklä-
ger Berufung ein. In ihrem (letztinstanzlichen) Urteil 
vom Februar 2012 ging die Berufungskammer zu-
nächst auf den Einwand Duchs ein, er falle nicht unter 
die personelle Zuständigkeit der ECCC, da er we-
der dem Führungskreis des Demokratischen Kampu-
chea angehört habe, noch einer der Hauptverantwort-
lichen für die Verbrechen der Khmer sei. Diesen Ein- 
wand wies die Kammer zurück: Es sei keine justizi-
able Frage, ob ein Khmer-Rouge-Funktionär zur 
Führungselite zu zählen oder als hauptverantwort-
lich zu qualifizieren sei; vielmehr sei dies eine Grund-
satzentscheidung, die die Ko-Untersuchungsrichter 
und die Ko-Ankläger im Rahmen des ihnen zuste-
henden Ermessensspielraums zu treffen hätten.6 Hin-
gegen folgte die Berufungskammer der Argumen
tation der Ko-Ankläger und befand, dass die erst- 
instanzliche Kammer mildernde Umstände über Ge-
bühr, die Schwere der begangenen Verbrechen aber 
unzureichend berücksichtigt habe, was einen Rechts-
irrtum darstelle.7 Sie wiederholte die Feststellung der 
Verfahrenskammer, dass die von Duch an mindes-
tens 12 272 Opfern begangenen Verbrechen als »au-
ßergewöhnlich schockierend und abscheulich« zu 
bezeichnen seien. Erschwerend komme noch hinzu, 
dass Duch in Tuol Sleng eine zentrale Führungspo-
sition inne gehabt und diese mit besonderem En-
thusiasmus ausgeübt hätte.8 Eine Haftstrafe von 35 
Jahren spiegle die Schwere seiner Verbrechen als 
Kommandant der »Todesfabrik«9 S-21 über einen 
Zeitraum von mehr als drei Jahren nicht ausreichend 
wider, vielmehr sei in diesem Fall eine lebenslange 
Freiheitsstrafe angemessen. Mit der Verhängung der 
Höchststrafe für Kaing Guek Eav konnte die Beru-
fungskammer zweifellos einen Teil der nach dem 
Ersturteil an den Verfahren vor den ECCC laut ge-
wordenen Kritik abfangen.

Diese Kritik macht sich allerdings vor allem an 
der Tatsache fest, dass es nicht gelungen ist, weitere 
Personen vor dem Gerichtshof zur Anklage zu brin-
gen. Bislang wurden neben Duch nur vier weitere 
Personen angeklagt, allesamt Schlüsselfiguren der 
Führungsgarde der Roten Khmer.

Nuon Chea, Khieu Samphan,  
Ieng Sary und Ieng Thirith

Die vier Angeklagten im Fall 002 müssen sich wegen 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbre-
chen und Völkermord an der muslimischen Minder-
heit und an Vietnamesen verantworten. Eine erste 
Anhörung fand im Juni 2011 statt. Seither sind dem 
Tribunal bereits zwei von vier Angeklagten ›abhan
dengekommen‹.

Ieng Sari, Mitbegründer und ehemaliger Außen-
minister der Roten Khmer, verstarb 87-jährig, nach-
dem er wegen Herzproblemen Anfang März 2013 in 
ein Krankenhaus gebracht worden war. Seine Ehe-
frau Ieng Thirith, die frühere Sozialministerin des 
Regimes, wurde wegen ihrer Alzheimer-Erkrankung 
für verhandlungsunfähig erklärt und das Verfahren 
gegen sie ausgesetzt. Zwar bleibt die gegen sie erho-
bene Anklage formal bestehen, aber die Angeklag-
te wurde bereits im September 2012 aus der Haft 
entlassen.

Übrig sind damit nur mehr Nuon Chea, Pol Pots 
Chefideologe und Stellvertreter und als ›Bruder Num-
mer Zwei‹ seit dem Tod Pol Pots 1998 der ranghöchs-
te noch lebende Parteifunktionär. Ebenso wie das 
frühere Staatsoberhaupt des Demokratischen Kam-
puchea Khieu Samphan wies er im Rahmen der 
ersten Verhandlung im November 2011 empört alle 
gegen ihn erhobenen Vorwürfe zurück.

Mittlerweile wurde der Fall 002 in mehrere Ver-
fahren aufgeteilt, die thematisch auf die jeweiligen 
Anklagepunkte ausgerichtet sind. Die erste Verhand-
lung hatte sich auf die zwangsweise Vertreibung der 
Bevölkerung aus Phnom Penh und anderen Regio-
nen sowie damit in Zusammenhang stehende ande-
re Verbrechen gegen die Menschlichkeit konzentriert. 
Weitere Anklagepunkte sollen zu einem späteren Zeit-
punkt abgehandelt werden. Das Verfahren soll da-
durch beschleunigt und damit erreicht werden, dass 
die Angeklagten zumindest für einen Teil der Ankla-
gepunkte zur Rechenschaft gezogen werden können. 
Denn dem Tribunal läuft die Zeit davon, zumal 
auch die beiden verbliebenen Angeklagten über 80 
Jahre alt und gesundheitlich angeschlagen sind. Ob 
überhaupt über alle Anklagepunkte verhandelt wer-
den wird, scheint unsicher, nicht nur wegen des fort-
geschrittenen Alters der Angeklagten. Es gilt als of-
fenes Geheimnis, dass die kambodschanische Re- 
gierung versucht, in Entscheidungen des Gerichts ein-
zugreifen.10 

Politische Einflussnahme

Dies betrifft insbesondere die dezidiert ablehnende 
Haltung des kambodschanischen Ministerpräsiden-
ten Hun Sen und anderer Regierungsmitglieder ge-
genüber den Bestrebungen der internationalen Ko-
Ankläger, weitere Personen vor das Tribunal zu brin- 
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gen. Der britische Ko-Ankläger Andrew Cayley hatte 
im September 2009 die beiden Ko-Untersuchungs-
richter aufgefordert, Ermittlungen gegen fünf wei-
tere Verdächtige aufzunehmen. Diese fielen, Cayleys 
Auffassung nach, in die Zuständigkeit des Gerichts-
hofs und wurden als Fälle 003 und 004 aufgenom-
men.11 Ende April 2011 wurde die Anklagebehörde 
davon informiert, dass die Ko-Untersuchungsrichter, 
der deutsche Richter Siegfried Blunk und sein kam-
bodschanischer Amtskollege You Bunleng, ihre Er-
mittlungen im Fall 003 abgeschlossen hätten. Nach 
Ansicht Cayleys hatten die beiden Richter den Fall 
003 jedoch beendet, ohne eingehend ermittelt zu 
haben. Er forderte sie daher auf, die Verdächtigen 
einzubestellen, Befragungen vorzunehmen, Zeugen 
zu vernehmen und Tatortbesichtigungen durchzu-
führen.12 Im Gegensatz dazu gab die kambodscha-
nische Ko-Anklägerin Chea Leang bekannt, dass 
die in Fall 003 genannten Verdächtigen weder dem 
Führungskader der Roten Khmer zuzurechnen seien, 
noch zu den Hauptverantwortlichen des Demokra-
tischen Kampuchea gehört hätten. Sie fielen demzu-
folge nicht in die Zuständigkeit der ECCC. Das Tri-
bunal solle seine Aufmerksamkeit vielmehr der Ver- 
folgung der bereits Angeklagten widmen, was auch 
der Intention des zwischen den Vereinten Nationen 
und der Regierung von Kambodscha abgeschlosse-
nen Abkommens entspräche, nur eine beschränkte 
Anzahl von Personen zur Anklage zu bringen.13 

Die engen Verbindungen zwischen dem heutigen 
Staatsapparat und den ehemaligen Roten Khmer er-
klären nicht nur die jahrelangen Verzögerungen der 
bisherigen Verfahren. Es ist offensichtlich, dass von-
seiten der kambodschanischen Regierung versucht 
wird, weitere Verfahren vor den ECCC zu verhin-
dern. Ministerpräsident Hun Sen, selbst ein ehema-
liger Kommandeur der Roten Khmer, der später zu 
den Vietnamesen übergelaufen war, lehnt die Auf-
nahme weiterer Verfahren offen ab – Ermittlungen 
gegen weitere Personen würden die innere Sicher-
heit und die politische Stabilität Kambodschas ge-
fährden und seien deshalb »nicht erlaubt«.14

Der öffentlich ausgetragene Streit um die unzurei-
chende Ermittlungstätigkeit der Ko-Untersuchungs-
richter und die völlig konträren Auffassungen der 
beiden Ko-Ankläger in Bezug auf den Fall 003 ha-
ben die ohnehin schon ramponierte Glaubwürdigkeit 
des Tribunals noch weiter beschädigt. Der deutsche 
Ko-Untersuchungsrichter Blunk, der den Vorwurf, 
er habe das Ermittlungsverfahren im Fall 003 be-
wusst im Sande verlaufen lassen, stets zurückgewie-
sen hatte, trat nach der heftigen Kritik an seiner Amts- 
führung im Oktober 2011 zurück. Aber auch sein 
Nachfolger, Laurent Kasper-Ansermet aus der 
Schweiz, warf nach kurzer Zeit das Handtuch. Er 
habe in einem höchst feindselig gesinnten Umfeld 
tätig sein müssen, sei vom kambodschanischen Ko-
Untersuchungsrichter ständig in seinen Ermittlun-

gen behindert worden und könne nicht »korrekt und 
frei« arbeiten.15

Schon früher gab es im Zusammenhang mit dem 
Tribunal Korruptionsgerüchte. So hielt sich hart-
näckig die Behauptung, dass das kambodschanische 
Personal (einschließlich der Richter) einen Teil sei-
nes Gehalts im Gegenzug für seine Bestellung als 
Provision abführen müsse. Die rund 300 einheimi-
schen Mitarbeiter müssen im Übrigen immer wie-
der auf ihre Gehälter warten, da das Gericht chro-
nisch mit Geldproblemen zu kämpfen hat.

Geldnot

Wie alle hybriden Strafgerichte steht auch das Khmer-
Rouge-Tribunal regelmäßig vor der Aufgabe, seine 
Finanzierung sicherzustellen. Das Tribunal ist dabei 
auf die internationale Staatengemeinschaft angewie-
sen, die das Gericht durch freiwillige Beitragszah-
lungen unterstützt. Dabei werden die einheimischen 
Richter von der kambodschanischen Regierung und 
die internationalen Kräfte von den Vereinten Natio-
nen vergütet. Die Gesamtausgaben für den Zeitraum 

   5  Judgement in Case 001, Dok. Nr. E188 v. 26.7.2010, Case File/Dossier 

Nr. 001/18-07-2007/ECCC/TC. Ersturteil: www.eccc.gov.kh/en/docu 

ments/court/judgement-case-001

   6  Case 001 Appeal Judgement, Dok. Nr. F28 v.3.2.2012, Case File/

Dossier Nr. 001/18-07-2007-ECCC/SC, Personal Jurisdiction, Abs. 44ff 

(insbes. Abs. 79–81). Berufungsurteil: www.eccc.gov.kh/sites/default/

files/documents/courtdoc/Case%20001AppealJudgementEn.pdf

   7  Appeal Judgement, a.a.O. (Anm. 6), Abs. 355ff.

   8  Appeal Judgement, a.a.O.  (Anm. 6), Abs. 378.

   9  Co-Prosecutors’ Appeal Against the Judgement of the Trial Cham-

ber in the Case of Kaing Guek Eav alias Duch, Dok. Nr. F 10 v. 13.10.2010, 

Abs. 210.

10  Vgl. Till Fähnders, Bei Regen kommt wieder etwas mehr Wahr-

heit ans Licht, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 2.3.2012.

11  Vgl. Statement of the Acting International Prosecutor, 8.9.2009, 

www.eccc.gov.kh/sites/default/files/media/ECCC_Act_Int_Co_Pro-

secutor_8_Sep_2009_%28Eng%29.pdf; Zur Vorgehensweise im Fall 

der Uneinigkeit der beiden Ko-Ankläger und der entsprechenden Ent-

scheidung der Vorverfahrenskammer siehe Robert Petit/Anees Ah-

med, A Review of the Jurisprudence of the Khmer Rouge Tribunal, 

Northwestern Journal of International Human Rights, 8. Jg., 2/2010, 

S. 165–189, hier S. 171f.

12  Siehe die Stellungnahme des Internationalen Ko-Anklägers in 

Bezug auf Fall 003, 9.5.2011, www.eccc.gov.kh/en/articles/state-

ment-international-co-prosecutor-regarding-case-file-003

13  Siehe die Erklärung der nationalen Ko-Anklägerin in Bezug auf Fall 

003, 10.5.2011, www.eccc.gov.kh/en/articles/statement-national-co-

prosecutor-regarding-case-file-003. Chea Leang ist eine Nichte des 

Stellvertretenden Ministerpräsidenten Sok An.

14  Siehe No Third Khmer Rouge Trial, Says Hun Sen, France Radio 

Internationale, 27.10.2010.

15  Rückschlag in Kambodscha, Süddeutsche Zeitung, 20.3.2012.

Es ist offensichtlich, 
dass vonseiten der 
kambodschanischen 
Regierung versucht 
wird, weitere 
Verfahren vor den 
ECCC zu verhindern.



Mayr-Singer  |  Khmer-Rouge-Tribunal revisited

78 			   Vereinte Nationen  2/2013

von 2006 bis 2012 betrugen 173,3 Millionen US-
Dollar; das ist deutlich mehr als ursprünglich ver-
anschlagt. Für 2013 sind 35,4 Millionen US-Dollar 
erforderlich. Die größten Geberstaaten sind nach wie 
vor Japan, Australien, die USA und Deutschland. 
Aber die Spendenbereitschaft der Geber lässt ange-
sichts der Länge der Verfahren, der Turbulenzen rund 
um den Fall 003 und der Einflussnahme durch die 
kambodschanische Regierung merklich nach, was 
den Erfolg des Tribunals zusätzlich gefährdet.

Gemischte Bilanz

Wenngleich die Außerordentlichen Kammern immer 
wieder ins Kreuzfeuer der Kritik geraten, ist ihnen 
– jedenfalls aus juristischer Sicht – ein positives Zeug-
nis auszustellen. Das erste vor den ECCC abgeschlos-
sene Verfahren gegen Kaing Guek Eav kann durch-
aus als Erfolg gewertet werden. Sowohl das erst- 
instanzliche als auch das Verfahren vor der Beru-
fungskammer wurden internationalen Standards ge-
recht. Das gilt auch für die juristische Arbeit, die 
bisher im Fall 002 geleistet wurde. Hier hat die Vor-
verfahrenskammer etwa mit einem Beschluss Auf-
merksamkeit erregt, der sich ausführlich mit den völ-
kergewohnheitsrechtlichen Grundlagen der Rechts- 
figur des ›joint criminal enterprise‹ auseinandersetzt,16 
eine Frage, die auch im Verfahren gegen Duch einer 
eingehenden Prüfung unterzogen worden war. Be-
sonders positiv hervorzuheben ist auch die Tatsa-
che, dass sich die Opfer aktiv als Nebenkläger am 
Verfahren beteiligen können, wenn sie nachweisen 
können, dass sie als direkte Folge der Straftat eine 
tatsächliche physische, psychische oder materielle 
Schädigung erlitten haben. Die Nebenklage soll nicht 
nur die Anklage unterstützen, sondern ermöglicht 
es den Opfern auch, bestimmte kollektive und mo-
ralische Entschädigungen wie etwa die breite öf-
fentliche Verteilung der Urteile zu fordern.17

Äußerst kritisch muss hingegen das Modell eines 
hybriden Strafgerichts gesehen werden, und zwar 
dann, wenn es, wie im Fall der ECCC, die nationale 
Komponente zu stark gewichtet. Während grund-
sätzlich die Einbeziehung nationaler Richter zwei-
felsohne zu einer größeren Akzeptanz in der Bevöl-
kerung führt, besteht – wie der Fall Kambodscha 
zeigt – die enorme Gefahr, dass der staatliche Ein-
fluss überhandnimmt, wenn die nationalen Richter 
zahlenmäßig die Mehrheit stellen.18 Die bisherige Pra-
xis des Tribunals hat bereits gezeigt, dass es zu ei-
ner Lähmung der Verfahren kommen kann, wenn 
weder Einstimmigkeit noch eine ›Supermehrheit‹ 
erreicht wird.19 Das Modell eines hybriden Strafge-
richts gerät ins Wanken, wenn der Eindruck entsteht, 
dass die nationalen Richter und Ankläger mit der 
Regierungslinie konform gehen. Aufgrund des zwi-
schen den Vereinten Nationen und der Regierung 
Kambodschas abgeschlossenen Abkommens ist die 

kambodschanische Regierung verpflichtet, jedem 
Ersuchen um Unterstützung seitens der Ko-Unter-
suchungsrichter, der Ko-Ankläger und der Kammern 
unverzüglich nachzukommen.20 Artikel 28 dieses Ab-
kommens behält den Vereinten Nationen das Recht 
vor, die Zusammenarbeit einzustellen (withdrawal 
of cooperation), wenn die kambodschanische Regie-
rung auf die Funktionsweise des Tribunals in einer 
Form Einfluss nimmt, die den Bestimmungen des Ab-
kommens widerspricht. Bislang haben die Verein-
ten Nationen auf die offensichtliche politische Ein-
flussnahme seitens der kambodschanischen Regierung 
kaum reagiert. Lediglich der UN-Sonderbeauftragte 
für das Khmer-Rouge-Tribunal David Scheffer mel-
det sich in regelmäßigen Abständen zu Wort und 
ersucht die Staatengemeinschaft um mehr Spenden-
freudigkeit, ohne die das Tribunal bald nicht mehr 
weiterarbeiten könne. Inwieweit die Vereinten Na-
tionen selbst durch die Schieflage, in die das Gericht 
geraten ist, Schaden nehmen, lässt sich vorläufig noch 
schwer abschätzen. Sollte an sie noch einmal der 
Wunsch nach der Einrichtung eines hybriden Gerichts 
herangetragen werden, wären sie jedenfalls gut be-
raten, sich nicht auf einen Kompromiss wie im Fal-
le der ECCC einzulassen.

Vor diesem Hintergrund ist die Verurteilung von 
Kaing Guek Eav vor den Außerordentlichen Kam-
mern zwar als wichtiger, aber nur als erster Schritt 
juristischer Aufarbeitung der unter Pol Pot begange-
nen Verbrechen zu sehen. Sollte weiterhin der Ein-
druck bestehen bleiben, dass Ermittlungen gegen 
bestimmte Verdächtige, etwa die bislang unbehel-
ligten Militärchefs, von der Regierung systematisch 
hintertrieben werden, dann würde das kambod-
schanische Volk das Tribunal wohl eher als Mogel-
packung denn als Meilenstein wahrnehmen.
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Wenngleich die 
Außerordentlichen 

Kammern immer 
wieder ins Kreuz

feuer der Kritik 
geraten, ist ihnen – 

jedenfalls aus 
juristischer Sicht – 

ein positives Zeugnis 
auszustellen.

Das Modell eines 
hybriden Strafge-

richts gerät ins 
Wanken, wenn der 
Eindruck entsteht, 

dass die nationalen 
Richter und 

Ankläger mit der 
Regierungslinie 

konform gehen.


